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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Wiedererhebung der Beförderungssteuer 
im Möbelfernverkehr und im Werkfern- 
verkehr und zur Änderung von 
Beförderungssteuersätzen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§1 

Die Beförderungssteuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr § 1 Absatz 2 Ziffer 3 
und Ziffer 4 des Beförderungssteuergesetzes vom 
29. Juni 1926 — Reichsgesetzbl. I S, 357 — in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Beförde- 
rungssteuergesetzes vom 2. Juli 1936 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 531 — wird wieder erhoben. 

§2 

Möbelfernverkehr ist die Beförderung von Mö- 
beln mit besonders hierfür eingerichteten Kraft- 
fahrzeugen oder Anhängern (Fahrzeuge des Möbel- 
fernverkehrs) über die Grenze eines Gemeinde- 
bezirks hinaus außerhalb eines Umkreises von 
50 Kilometern, gerechnet vom Ortsmittelpunkt 
des Standorts des Kraftfahrzeuges aus. 

§3 

(1) Werkfernverkehr ist die Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen oder Anhängern für 
eigene Zwecke eines Unternehmens außerhalb eines 
Umkreises von 50 Kilometern, gerechnet vom Orts- 
mittelpunkt des Standorts des Kraftfahrzeugs 
aus, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die beförderten Güter müssen zum Gebrauch 
oder Verbrauch oder zur Wiederveräußerung 
erworben oder zur gewerbsmäßigen Vermietung 
oder zur Veredelung oder Verarbeitung be- 
stimmt oder von dem Unternehmen erzeugt, ge- 
fördert oder hergestellt sein; 

2. die Beförderung muß der Fieransdiaffung der 
Güter zum Unternehmen, ihrer Fortschaffung 
vom Unternehmen oder ihrer Überführung in- 
nerhalb des Unternehmens dienen; 
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3. die Fahrzeuge müssen bei der Beförderung von 
dem Unternehmer oder einem Angestellten des 
Unternehmens, der nicht Angestellter anderer 
Unternehmen oder selbständiger Beförderungs- 
Unternehmer sein darf, bedient werden; 

4. die Fahrzeuge miüssen dem Unternehmen ge- 
hören oder von ihm auf Abzahlung gekauft sein. 

(2) Als Werkverkehr gilt auch die gemeinschaft- 
liche Verwendung der Fahrzeuge durch mehrere 
Unternehmen, wenn außer den im Absatz 1 Ziffer 
1 bis 3 aufgeführten Voraussetzungen folgende 
weitere Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die Unternehmen müssen der Erzeugung oder 
der Verarbeitung oder dem Handel mit Gütern 
dienen; 

2. zwischen den Unternehmen oder zwischen ihnen 
und einer Muttergesellschaft muß eine Kapital- 
beteiligung von mehr als 50 vom Hundert be- 
stehen; 

5. die Fahrzeuge müssen einem oder mehreren der 
beteiligten Unternehmen gehören oder von 
einem oder mehreren der beteiligten Unterneh- 
men auf Abzahlung gekauft sein. 

(3) Als Beförderung von Gütern für eigene 
Zwecke des Unternehmens ist auch das Abschleppen 
von Fahrzeugen des Unternehmens und die Be- 
förderung von Gütern in besonders eingerichteten 
Vorführungswagen zum ausschließlichen Zweck der 
Werbung oder Belehrung anzusehen. Die Vorschrif- 
ten der Absätze 1 und 2 sind sinngemäß anzu- 
wenden. 


§4 

Die ßeförderungssteuer für Beförderungen im 
Ortslinienverkehr, im Kraftdroschkenverkehr, im 
Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen und im 
Verkehr mit Landkraftposten (§ 24 Absatz 1 
Ziffer l und Ziffer 2, § 51 Absatz 1 Ziffer 1 Budi- 
stabe a und Ziffer 3, § 56 Absatz 1 Ziffer 1 der 
Zweiten Vorläufigen Durchführungsbestimmungen 
vom 18, Dezember 1936 zum Gesetz zur Änderung 
des Beförderungssteuergesetzes vom 2. Juli 1936, 
Reichsgesetzbl. I S. 1131) beträgt 3 vom Hundert 
des reinen oder 2,913 vom Hundert des tarifmäßi- 
gen Beförderungspreises. 

§5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durcliführung dieses Gesetzes, zur Durchführung 
des Beförderungssteuergesetzes vom 29. Juni 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 357) und zur Durchführung 
des Gesetzes zur Änderung des Beförderungssteuer- 
gesetzes vom 2. Juli 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 531) 
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Rechtsverordnungen zu erlassen, die die örtliche 
Zuständigkeit, die von den Steuerschuldnern und 
den Beförderungsunternehmern zum Nachweis der 
Steuer zu erfüllenden Pflichten, die Berechnung der 
Steuer einschließlich der zur Berechnung der Steuer 
im Werkfernverkehr, im grenzüberschreitenden 
Verkehr und im Gelegenheitsverkehr erforder- 
lichen Festsetzung eines Durdischnittsbeförderungs- 
entgelts, ferner die Festsetzung und die Entrichtung 
der Steuer regeln. 

§6 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten 
§ 16 Absatz 1 der Steuervereinfachungs- Verord- 
nung vom 14. September 1944 (Reichsgesetzbl. I 
S. 202) und das Gesetz des Landes Rheinland-Pfalz 
über die Wiedererhebung der Beförderungssteuer im 
Möbelfernverkehr und Werkfernverkehr vom 15. 
Juni 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rheinland-Pfalz I S. 227) außer Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 

Nach § 16 Absatz 1 in Verbindung mit § 21 Absatz 4 der Steuer- 
vereinfadiungs-Verordnung vom 14. September 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S 202) wird mit Wirkung vom 20. September 1944 ab die 
Beförderungssteuer im Möbelfcrnvcrkehr und im Werkfernverkehr 
„während der weiteren Dauer des Krieges“ nicht mehr erhoben. Diese 
Maßnahme wurde auf Grund des Erlasses des Führers über den 
totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 1944 (Relchsgesetzbl. I S. 161) als 
reine Kriegsmaßnahme (Freimachung von Personal für kriegswidi- 
tige Zwecke) getroffen. Der Grund dieser Maßnahme ist in der Zwi- 
schenzeit weggefallen. Es ist daher geboten, die Beförderungssteuer im 
Möbelfernverkehr und im Werkfernverkehr wieder zu erheben und 
damit die ungünstigen Auswirkungen der Maßnahme, die man wäh- 
rend des Krieges in Kauf nehmen zu können glaubte, zu beseitigen. 
Die ungünstigen Auswirkungen bestehen — abgesehen vom Steuer- 
ausfall — in folgendem: Die Nichterhebung der Beförderungssteuer 
im Möbelfernverkehr bedeutet eine Ungleichmäßigkeit in der Be- 
steuerung, da der übrige Güterfernverkehr der Beförderungssteuer 
unterliegt. Die Nichterhebung der Beförderungssteuer im Werk- 
fernverkehr hat eine Verschiebung der Bedingungen des Wett- 
bewerbs zwischen den Unternehmern, die die Güterbeförderungen 
für die Zv/ecke ihres Betriebs mit eigenen Kraftfahrzeugen durch- 
führen, und den Unternehmern, die hierfür das Beförderungsgewerbe 
in Anspruch nehmen und infolgedessen mit der Beförderungssteuer 
belastet sind, zur Folge. Die Nichterhebung der Beförderungssteuer 
im Werkfernverkehr begünstigt außerdem die Zunahme des Werk- 
fernverkehrs und wirkt sich damit schädigend auf das Beförderungs- 
gewerbe aus. 

Bemerkt sei, daß die Kapitalverkehrsteuern und die Wechselsteuer, 
deren Nichterhebung ebenfalls durch die Steuervereinfachungs-Ver- 
ordnung (§ 14) für die weitere Dauer des Krieges angeordnet war, 
bereits auf Grund des Gesetzes der Militärregierungen Nr, 64 zur 
vorläufigen Neuordnung von Steuern mit Wirkung ab 21. Juni 1948 
wieder erhoben werden, ferner daß das Land Rheinland-Pfalz die 
Wiedererhebung der Beförderungsstcuer im Möbelfernverkehr und 
im Werkfernverkehr bereits durch Gesetz vom 15. Juni 1949 
(GuVBl. I S. 227) mit Wirkung vom 21. Juni 1948 vorgeschrieben hat. 

Zu § 2 

Der Begriff des Möbelfernverkehrs, so wie er für die Beförderungs- 
steuer im § 17 der Vorläufigen Durchführungsbestimmungen vom 
21. September 1936 zum Gesetz zur Änderung des Beförderungs- 
steuergesetzes vom 2. Juli 1936 (VorlBefStDB), Reichsgesetzbl. I 
S. 738, umschrieben ist, entspricht dem damals geltenden verkehrs- 
rechtlichen Begriff. Dieser hat sich inzwischen geändert. Die Verord- 
nung über den Möbelfcrnvcrkehr mit Kraftfahrzeugen vom 17. Sep- 
tember 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 736), aus deren § 1 sich der dem 
§ 17 VorlBefStDB zugrundegelegte verkehrsrechtliche Begriff des 
Möbelfernverkehrs ergibt, ist durch die Verordnung über den Möbel- 
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen voni 4. August 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1387) ersetzt worden. In dieser ist die Beschränkung des 
Begriffs Möbel auf „Umzugsgut, Erbgut, Heiratsgut, jedoch nicht für 
den Handel bestimmte Möbel“ weggefallen, so daß verkehrsrechtlich 
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der Unternehmer von Möbelfernverkchr mit seinen Möbelfernver“ 
kehrsfahrzeugen nunmehr Möbel jeder Art (neue und gebrauchte, 
auch für den Handel bestimmte) befördern kann. 

Der Reichsminister der Finanzen hat zunächst im Verwaltungs- 
wege durch Erlaß vom 20. Januar 1942 S. 6720 — 42 III (Reidis- 
steuerbl. S. 45) angeordnet, daß bis zur entsprechenden Änderung 
des § 17 VorlBefStDB unter Zugrundelegung des geänderten ver- 
kehrsrechtlichen Begriffs verfahren werden soll. Er hatte vorgesehen, 
den Wortlaut des § 17 VorlBefStDB zu gegebener Zeit dem durch 
§ 1 der erwähnten Verordnung vom 4. August 1939 geänderten 
verkehrsrechtlichen Begriff des Möbelfernverkehrs anzugleichen. Der 
§ 2 des Entwurfs verwirklicht diese Absicht unter Berücksichtigung 
der für das Verkehrsrecht in Aussicht genommenen Änderungen in 
der Fassung. Eine Nichtangleichung wäre schon deshalb nicht tragbar, 
weil der Möbelfernverkehrsunternehmer die Beförderungssteuer für 
die Beförderung der für den Handel bestimmten Möbel sonst nach 
anderen Verfahrensvorschriften abführen müßte als die Beförde- 
rungssteuer für die Beförderung sonstiger Möbel. 

Bemerkt sei, daß die Vorschrift des § 2 nur solange Bedeutung hat, 
als das Besteuerungsverfahren für den Möbelfernverkehr, der ja nur 
ein Teil des Güterfernverkehrs ist und dem gleidien Steuersatz wie 
dieser unterliegt, abweichend von dem Besteuerungsverfahren für 
den übrigen Güterfernverkehr geregelt ist. Ob diese Abweichung 
auch künftig bestehen bleibt, steht noch nicht fest, da die künftige 
Regelung des Besteuerungsverfahrens für den Güterfernverkehr im 
wesentlichen von der in Vorbereitung befindlichen Neugestaltung 
des Güterfernverkehrsgesetzes abhängt. 

Zu § 3 

Der Begriff des Werkfernverkehrs, so wie er für die Beförderungs- 
steuer im § 27 VorlBefStDB fcstgelegt ist, schließt sich an den damals 
geltenden verkehrsrechtlichen Begriff des Werkverkehrs an, der im 
§ 4 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Güter- 
fernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 27. März 1936 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 320) umschrieben ist. Dieser Begriff hat sich inzwischen 
durch § 2 der Ausführungsbestimmungem zu der Verordnung zur 
Einschränkung. des Güterverkehrs mit Kraftfahrzeugen vom 16. De- 
zember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2436) geändert. Bei Aufhebung der 
genannten Ausführungsbestimmungen für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet durch das Übergangsgesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen (Güterfernver- 
kehrs-Änderungsgesetz) vom 2. September 1949 (WiGBl. S. 306) 
wurde der geänderte Begriff des Werkverkehrs in den § 3 des Güter- 
fernverkehrs-Änderungsgesetzes, das bereits durch Verordnung vom 
3. Januar 1950 (Bundesgesetzbl, 1950 S. 3) auf das Land Württem- 
berg-Hohenzollern und den bayerischen Kreis Lindau und durch 
Verordnung vom 24. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. 1950 S. 25) auf 
das Land Baden erstreckt ist, übernommen. 

Die jetzt geltende verkehrsrechtliche Begriffsbestimmung des 
Werkverkehrs unterscheidet sich von der früheren im wesentlichen 
dadurch, daß nunmehr auch die Beförderung von Gütern zur ge- 
werbsmäßigen Vermietung als Güterbeförderung für eigene Zwecke 
des Unternehmens behandelt wird, ferner dadurch, daß auch das 
Abschleppen von Kraftfahrzeugen sowie die Beförderung In be- 
sonders eingerichteten Vorführungswagen zum ausschließlichen 
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Zweck der Werbung oder Belehrung als Werkverkehr gilt. Wenn 
auch diese Unterschiede in Bezug auf die Beförderungssteuer kaum 
besondere Bedeutung haben, so ist es doch zweckmäßig, den steuer- 
rechtlichen Begriff des Werkfernverkehrs dem geltenden verkehrs- 
rechtlichen Begriff des Werkverkehrs anzugleidhen. Die Begriffs- 
bestimmung des Entwurfs entspricht sachlidi der Bestimmung des 
§ 27 VorlBefStDB unter Berücksichtigung der sich aus § 3 des Güter- 
fernverkehrs-Änderungsgesetzes ergebenden Änderung des verkehrs- 
rechtlichen Begriffs. Die Abweichungen ini Wortlaut sind nur sprach- 
licher Natur, 

Zu § 4 

Auf Grund der Ermächtigung im Artikel 3 des Gesetzes zur Ände- 
rung des Beförderungssteuergesetzes vom 2. Juli 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 531) hat der Reichsminister der Finanzen die Beförde- 
rungssteuer in den im § 2 des Entwurfs genannten Verkehren auf 
den damaligen Satz der allgemeinen Umsatzsteuer (2 vom Hundert) 
ermäßigt, indem er im § 24 Absatz 1 Ziffer 1 und Ziffer 2, im § 51 
Absatz 1 Ziffer 1 Buchstabe a und Ziffer 3 und im § 56 Absatz 1 
Ziffer 1 der Zweiten und Vorläufigen Durchführungsbestimmungen 
vom 18. Dezember 1936 zum Gesetz zur Änderung des Beförde- 
rungssteuergesetzes vom 2. Juli 1936, Reichsgesetzbl. I S. 1131 
(II. VorlBefStDB) einen Beförderungssteuersatz von 2 vom Hundert 
des Beförderungspreises vorgeschrieben hat. Die Steuer würde im 
Falle der Nichtermäßigung im Ortslinienverkehr 6 vom Hundert 
und im Kraftdroschkenverkchr, im Mietwagenverkehr mit Personen- 
kraftwagen und im Verkehr mit Landkraftposten 12 vom Hundert 
betragen. 

Inzwischen ist die allgemeine Umsatzsteuer von 2 vom Hundert 
auf 3 vom Hundert geändert worden. Wenn auch an einer be- 
fördcrungssteuerlichen Begünstigung der Beförderungsleistungen in 
den genannten Verkehren grundsätzlich festgehalten werden soll, so 
liegt doch kein Grund vor, dabei unter dem Steuersatz für die all- 
gemeine Umsatzsteuer zu bleiben. Die Anpassung des Beförderungs- 
steuersatzes in den genannten Verkehren an den geänderten allge- 
meinen Umsatzsteuersatz ist daher geboten. 

Die Änderung des Beförderungssteuersatzes von 2 vom Hundert 
auf 3 vom Hundert wird nach Mitteilung des Bundesverkehrs- 
ministeriunis und des Bundeswirtschaftsministeriums keine Er- 
höhung des Beförderungsentgelts in den genannten Verkehren zur 
Folge haben. Auch die seinerzeitige Umsatzsteuererhöhung hat trotz 
des Grundsatzes der Abwälzbarkeit der Umsatzsteuer zu keiner all- 
gemeinen Preiserhöhung geführt. 

Die Steuer ist vom Beförderungspreis zu berechnen (§ 5 des Be- 
förderungssteuergesetzes). Bei einem tarifmäßigen Beförderungspreis 
ist aber die Steuer in dem Tarif eingerechnet (§ 9 des Beförderungs- 
steuergesetzes). Um zu vermeiden, daß Steuer von der eingerechneten 
Steuer erhoben wird, kann bei Berechnung der Steuer vom tarif- 
mäßigen Beförderungspreis nicht der Steuersatz von 3 vom Hun- 
dert, sondern nur der Steuersatz von 2,913 vom Hundert ( — 3/103 
des tarifmäßigen Beförderungspreises) zugrundegelegt werden. 
2,913 vom Hundert des tarifmäßigen Beförderungspreises sind gleich 
3 vom Hundert des reinen Beförderungspreises. Es erscheint zweck- 
mäßig, im Gesetz festzulegen, daß die Steuer beim Vorliegen eines 
tarifmäßigen Beförderungspreises 2,913 vom Hundert des tarif- 
mäßigen Beförderungspreises beträgt. 
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Zu § 5 

Die Durchführung des § 1 des Entwurfs macht die Änderung der 
Steuerberechnungsvorschriften für den Werkfernverkehr in den 
§§ 32 und 43 VorlBefStDB insofern notwendig, als diese Vorschriften 
nicht mehr der Vorschrift des Beförderungssteuergesetzes ent- 
sprechen, wonach bei der Güterbeförderung die Steuer 7 vom Hun- 
dert des Beförderungspreises beträgt. Mangels eines Beförderungs- 
preises beim Werkverkehr ist nämlich in den genannten Bestimmun- 
gen die Berechnung der Steuer nach der Beförderungsstrecke, und 
zwar mit 0,6 Pf je Tonne und Kilometer vorgeschrieben. Die Steuer 
von 0,6 Pf je Tonne und Kilometer ist dabei von dem im Jahre 1936 
festgestellten durchschnittlichen Güterbeförderungspreis von 8,5 Pf 
je Tonne undKilometer errechnet worden (7 vomHundert von 8,5 Pf 
= 0,6 Pf). Der heutige Durchschnittsbeförderungspreis für Güter 
ist jedoch gegenüber dem damaligen Beförderungspreis gestiegen, 
so daß der Betrag von 0,6 Pf unrichtig geworden ist und entsprechend 
geändert werden muß. 

Ferner sind durch den Wegfall des Reichs-Kraftwagen-Betriebs- 
verbandes die Vorschriften der §§ 9 bis 16 und des § 48 Ziffer 2 
VorlBefStDB unanwendbar geworden. Die dadurch entstandene 
Lücke ln den Bestimmungen über die Entrichtung der Steuer im 
Güterfernverkehr muß beseitigt werden. 

Auch einige Steuerberechnungsvorschriften der II. VorlBefStDB 
bedürfen der Änderung. So ist im § 45 (grenzüberschreitender 
Linien- und Gelegenheitsverkehr), im § 51 Absatz 1 Ziffer 2 (Ge- 
legenheitsverkehr der Deutschen Post) und im § 56 Absatz 1 Ziffer 3 
(Gelegenheitsverkehr der Bundesbahn) die Berechnung der Steuer 
mit 0,3 Pf je Person und Kilometer vorgeschrieben. Die Steuer von 

0. 3 Pf je Person und Kilometer ist dabei von dem im Jahre 1936 
festgestellten durchschnittlichen Personenbeförderungspreis von 
2,5 Pf je Person und Kilometer errechnet worden (12 vom Hundert 
von 2,5 Pf = 0,3 Pf). Der heutige Durchschnittbeförderungspreis 
für Personen ist jedoch gegenüber dem damaligen Beförderungspreis 
gestiegen, so daß der Betrag von 0,3 Pf unrichtig geworden ist und 
entsprechend geändert werden muß. Außerdem haben die Verkehr- 
steuersachverständigen der Finanzminister der Bundesländer eine 
Änderung der Steuerberechnungsvorschrift des § 31 II. VorlBefStDB 
(Ausflugwagenverkehr, Überlandwagenverkehr und Mietwagenver- 
kehr mit Kraftomnibussen und Lastkraftwagen) angeregt. 

Darüber hinaus ist die von der Wirtschaft und Verwaltung schon 
lange gewünschte Schaffung einheitlicher Durchführungsbestimmun- 
gen erforderlich. So sind die Durchführungsbestimmungen für die 
Entrichtung der Steuer im Verkehr auf Schienenbahnen mit Aus- 
nahme der Bundesbahn noch in den Ausführungsbestimmungen vom 

1. Februar 1918 zum Gesetz über die Besteuerung des Personen- und 
Güterverkehrs vom 8. April 1917 (Zentralblatt für das Deutsche 
Reich 1918 S. 21), die Vorschriften über die Entrichtung der Steuer 
durch die Bundesbahnen der Verordnung vom 10. Juli 1930 über die 
Erhebung der Beförderungssteucr bei der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft (Reichsministerialblatt S. 422), ferner die Vorschriften 
über die Durchführung der Besteuerung beim Güter- und Werkfern- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen in den VorlBefStDB und die Vor- 
schriften über die Durchführung der Besteuerung beim Personen- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen in den II. VorlBefStDB enthalten. 

Die Ermächtigungsvorschrift im § 5 des Entwurfs soll der Bundes- 
regierung die Möglichkeit geben, die hiernach erforderlichen Rechts- 
verordnungen zu erlassen. 
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Zu S 6 

Die Wiedererhebung der Beförderungssteuer im Möbelfernverkehr 
und im Werkfernverkehr und die Angleichung des Beförderungs- 
steuersatzes im Ortslinienverkehr mit Kraftomnibussen, im Kraft- 
droschkenverkehr, im Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen 
und im Verkehr mit Landkraftposten an den jetzt geltenden Satz 
der allgemeinen Umsatzsteuer wären für einen möglichst baldigen 
Zeitpunkt vorzuschreiben. Um den in Betracht kommenden Wirt- 
schaftskreisen und auch den mit der Durchführung der Besteuerung 
befaßten Finanzbehörden die notwendige Zeit zu lassen, sich auf die 
Entriditung der Steuer einzustellen, sieht der Entwurf die Wieder- 
erhebung (§ 1) und die Angleichung (§ 4) nicht rückwirkend und 
auch nicht bereits mit Wirkung vom Tage nach der Verkündung des 
Gesetzes, sondern erst mit Wirkung vom vierzehnten Tage nach 
Ablauf des Tages der Verkündung des Gesetzes ab vor. Zum gleichen 
Zeitpunkt müssen die übrigen Vorschriften in Kraft treten. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 16. Juni 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 1526/50 II - vom 
31. Mai 1950 beehre ich mich miczuteilen, daß der Deutsche Bundes- 
rat in seiner Sitzung am 16. Juni 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Wiedererhebung der 
Beförderungssteuer im Möbelfernverkehr und im 
Werkfernverkehr und zur Änderung von Beför- 
derungssteuersätzen 

die nachstehende Änderung vorschlagen: 

In § 5 Zeile 5 wird vor „Rechtsverordnung“ eingefügt: 
„mit Zustimmung des Deutschen Bundesrates“. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen, bittet jedoch die Bundesregierung, die Begriffsbestim- 
mungen in §§ 2 und 3 dem gegenwärtig geltenden Recht in allen 
Einzelheiten anzupassen und Vorsorge zu treffen, daß mit Inkraft- 
treten eines neuen Güterkraftverkehrsgesetzes eine entsprechende 
Angleichung hergestcllt wird. 


1. V. 
Kopf 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
vom 16. Juni 1950 zum Entwurf eines Gesetzes zur Wieder- 
erhebung der Beförderungssteuer im Möbelfernverkehr und im 
Werkfernverkehr und zur Änderung von Beförderungssteuersätzen 


1. Dem Vorschlag, die steuerlichen Begriffe Möbelfernverkehr (§ 2 
des Entwurfs) und Werkfernverkehr (§ 3 des Entwurfs) den 
jeweils geltenden verkehrsrechtlichen Vorschriften anzupassen wird 
zugestimmt. 

Danach ergibt sich folgende Änderung des Gesetzentwurfes: 

a) § 1 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Die Begriffe Möbelfcrnverkehr und Werkfernverkehr 
bestimmen sich nach den geltenden verkehrsrechtlidien Vor- 
schriften.” 

b) Die §§ 2 und 3 werden gestrichen, „§ 4” wird „§ 2“, „§ 5“ 
wird „§ 3“ und „§ 6” wird „§ 4”. 

2. Dem Vorschlag, in § 5 Zeile 5 des Entwurfs vor „Rechtsver- 
ordnung“ die Worte „mit Zustimmung des Deutschen Bundes- 
rates“ einzufügen, kann nicht zugestimmt werden. 

Die Beförderungssteuer fließt dem Bunde zu (Artikel 106 Absatz 1 
des Grundgesetzes). Ein Bundesgesetz über die Beförderungs- 
Steuer bedarf daher nicht der Zustimmung des Bundesrates 
(Artikel 105 Absatz 3 des Grundgesetzes). Zu Rechtsverord- 
nungen der Bundesregierung auf Grund solcher Bundesgesetze, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, ist nur 
dann die Zustimmung des Bundesrates erforderlich, wenn das 
in Betracht kommende Bundesgesetz von den Ländern im Auf- 
träge des Bundes oder als eigene Angelegenheit ausgeführt wird 
(Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes). 

Die Beförderungssteuer wird zwar zur Zeit noch von den Landern 
im Aufträge des Bundes verwaltet, jedoch wird die bundes- 
eigene Verwaltung, die für die Beförderungssteuer nach Artikel 108 
Absatz 1 des Grundgesetzes vorgesehen ist, demnächst eingerichtet 
sein. Im Hinblick darauf besteht kein Anlaß, im Gesetz die 
Beteiligung des Bundesrates an dem Erlaß von Rechtsverord- 
nungen vor Zusehen. 
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